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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

In der Wintersession 2022 nahm der Ständerat die zweite Lesung für das Bundesgesetz
über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG)
vor. Der Nationalrat hatte sieben Differenzen geschaffen. Die WBK-SR empfahl der
kleinen Kammer, in sechs der sieben Punkte an der ständerätlichen Fassung
festzuhalten: Der vom Nationalrat eingeführte Grundsatz, dass das Gesetz nicht nur für
die Bundesverwaltung, sondern auch für alle dezentralen Verwaltungseinheiten gelten
solle, sei abzulehnen, so der Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG). Man
wolle hier an der «Kann-Formulierung» des Bundesrats festhalten. Auch der Vorschlag
des Nationalrats, alle Kantonsverwaltungen und Vollzugsorgane dem Gesetz zu
unterstellen, gehe zu weit. Festhalten wollte die Kommission auch am Artikel, der
explizit auf die unterschiedlichen Bedürfnisse verschiedener Bevölkerungsgruppen
hinweist, die berücksichtigt werden müssten. Der Nationalrat wollte diesen Passus
streichen. Auch bei der Offenlegung von Quellcodes wollte die WBK-SR nicht auf den
Streichungsvorschlag des Nationalrats eingehen. Der Passus «wenn es möglich und
sinnvoll ist und die Rechte Dritter gewahrt werden», den die grosse Kammer streichen
wollte, sei nötig, weil es zum Beispiel sicherheitstechnisch sensible Fälle gebe, bei
denen die Offenlegungspflicht im Sinne von «open source» nicht gefordert werden
dürfe, argumentierte Würth. Auch dass amtliche Register öffentlich zugänglich gemacht
werden können, wie dies der Nationalrat forderte, erachtete die WBK-SR als «nicht
sachgerecht» und empfahl auch hier Festhalten. Schliesslich beharrte die WBK-SR auf
ihrem Vorschlag, dass der Bundesrat auch fachlich zuständige Verwaltungseinheiten
ermächtigen können soll, Metadaten zu veröffentlichen. Auch diesen Passus wollte der
Nationalrat nicht im Gesetz haben und einzig dem Bundesamt für Statistik die
Veröffentlichung erlauben. Einverstanden mit dem Nationalrat war die WBK-SR einzig
bei der Forderung, dass die Standards, die in technischer, organisatorischer und
prozeduraler Hinsicht verbindlich erklärt werden sollen, nicht nur bei der Entstehung
und Umsetzung von Projekten, sondern auch bei deren Beschaffung berücksichtigt
werden sollen. 
Die Anträge der Kommission wurden samt und sonders diskussionslos angenommen.
Nicht ganz einig war sich die WBK-SR freilich bei der Regelung der Zusammenarbeit mit
anderen schweizerischen Gemeinwesen und Organisationen. Zwar war man sich in der
Kommission und im Rat einig, dass die Kantone angehört werden müssen. Eine
Minderheit Gmür-Schönenberger (mitte, LU) beantragte allerdings erfolgreich, dass
diese Anhörung ausreicht und der Zustimmungsvorbehalt der Kantone gestrichen wird:
Die Kantone müssten zwar vor Abschluss von Vereinbarungen angehört werden, sollte
es aber zu Vereinbarungen mit Gemeinden kommen, brauche es ihre explizite
Zustimmung nicht. Mit 26 zu 14 Stimmen folgte der Rat diesem von der
Minderheitensprecherin und Bundesrat Maurer beworbenen Kompromissvorschlag. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2022
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Nachdem sich der Bundesrat Ende Mai 2023 in seiner Stellungnahme für den Vorschlag
der SPK-SR ausgesprochen hatte, Mutterschaft und Parlamentsmandat durch eine
Ausnahmeregelung im Erwerbsersatzgesetz besser vereinbar zu machen, gelangte die
Vorlage, die auf mehrere Standesinitiativen zurückging (ZG: Kt.Iv. 19.311, BL: Kt.Iv.
20.313, LU: Kt.Iv. 20.323, BS: Kt.Iv. 21.311) in den Ständerat, der als Erstrat darüber zu
befinden hatte. 
Lisa Mazzone (gp, GE) erinnerte als Kommissionssprecherin daran, dass es mit der
Vorlage nicht darum gehe, den Mutterschaftsurlaub auszubauen, sondern einzig darum,
jungen Müttern zu erlauben, ein Legislativamt auszuüben, ohne den Anspruch auf
Mutterschaftsentschädigung zu verlieren. Im Moment sei es noch so, dass der Anspruch
auf Entschädigung für den neben dem Parlamentsmandat ausgeübten Beruf entfalle,
sobald im Parlament auch nur ein Knopf für eine Abstimmung gedrückt werde. Das
stelle vor allem Parlamentarierinnen auf Kantons- und Gemeindeebene, die den Auftrag
ihrer Wählerinnen und Wähler auch während des Mutterschaftsurlaubs wahrnehmen
wollen, vor Probleme, da das Milizprinzip dort noch verbreiteter sei als auf nationaler
Ebene und die Frauen dort häufiger hauptberuflich noch einer anderen Tätigkeit
nachgehen. Es sei der SPK-SR aber wichtig zu betonen, dass mit dieser

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.06.2023
MARC BÜHLMANN
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Ausnahmeregelung keine Aufweichung des Mutterschaftsurlaubs durch die Hintertür
angestrebt werde; sie gelte lediglich für Parlamentarierinnen, weshalb die Änderung der
Erwerbsersatzordnung mit der Vorlage denn auch minimal sei. Man habe bewusst
darauf verzichtet, die Regelung auch auf die Exekutive und die Judikative auszuweiten,
zudem gelte sie nur dann, wenn für ein Legislativamt keine
Stellvertretungsmöglichkeiten vorgesehen seien, wie dies etwa in den nationalen
ständigen Kommissionen der Fall ist. Sie sei froh, dass man heute über ein Problem
rede, das «es vor ein paar Jahrzehnten noch überhaupt nicht gab», führte Andrea
Gmür-Schönenberger (mitte, LU) als weitere Votantin aus. Ihr sei wichtig, zu betonen,
dass mit der neuen Regelung keine Verpflichtung geschaffen werde. Der Entscheid, ob
eine Parlamentarierin ihr Legislativamt auch im Mutterschaftsurlaub ausüben wolle,
bleibe ihr selber überlassen.
In der Folge trat die kleine Kammer ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein und hiess sie
ohne Detailberatung mit 28 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen) gut. Die drei Gegenstimmen
stammten aus der SVP-Fraktion. Damit ging das Geschäft an den Nationalrat. 2

Parlamentsorganisation

Nachdem der Nationalrat entgegen der Mehrheit seiner APK-NR der parlamentarischen
Initiative von Jacques Nicolet (svp, VD) Folge gegeben hatte, musste sich auch der
Ständerat zur Idee einer Stärkung der demokratischen Rolle des Parlamentes bei
Handelsabkommen äussern. Auch die APK-SR empfahl mit 5 zu 3 Stimmen (2
Enthaltungen), dem Anliegen keine Folge zu geben. Es gebe für das Parlament genügend
Mitwirkungsmöglichkeiten in der internationalen Handelspolitik der Schweiz und ein
stärkeres Einmischen würde den nötigen Verhandlungsspielraum für den Bundesrat zu
stark beschränken, argumentierte die Kommissionsmehrheit im Rat, vertreten durch
Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU). Die Minderheit hingegen befürwortete die
Schaffung gesetzlicher Grundlagen, um der Aushandlung von Handelsabkommen
Leitplanken zu geben. Die kleine Kammer folgte der Kommissionsmehrheit und
versenkte den Vorstoss ohne Diskussion. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2022, S. 1139 ff.
2) AB SR, 2023, S. 547 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 24.5.23; TA, 8.6.23
3) AB SR, 2021, S. 1437; Bericht APK-SR vom 15.10.21
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